
 

Tragende Gründe 
zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie: 
Anpassung § 13 Absatz 6 Nummer 1 

Vom 19. Dezember 2024  

Inhalt 

1. Rechtsgrundlage................................................................................................................ 2 

2. Eckpunkte der Entscheidung .............................................................................................. 2 

3. Bürokratiekostenermittlung .............................................................................................. 2 

4. Verfahrensablauf .............................................................................................................. 3 

5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens ....................... 4 

5.1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen ................................................... 4 

5.2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens ............................................... 4 

5.3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer ..................................................................... 4 

5.4 Eingegangene Stellungnahmen .......................................................................................... 4 

5.5 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren ................................................................ 5 

5.6 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren ................................................................ 6 

5.7 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen ........................................................................ 9 

5.8 Mündliche Stellungnahmen ............................................................................................. 13 

  



2 

1. Rechtsgrundlage 

Der Gesetzgeber hat durch die §§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und 101 SGB V dem 
Gemeinsamen Bundesausschuss die Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der 
vertragsärztlichen Bedarfsplanung durch Erlass von Richtlinien übertragen. Der Gemeinsame 
Bundesausschuss ist beauftragt, die erforderlichen Vorschriften für eine funktionsfähige und 
deren Sinn und Zweck verwirklichende Bedarfsplanung zu schaffen. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit Beschluss vom 16.05.2019 legte der G-BA fest, dass mindestens ein Versorgungsanteil in 
Höhe von 8 Prozent der regionalen Verhältniszahl der Fachinternisten den Fachärzten für 
Innere Medizin und Rheumatologie sowie den Fachärzten für Innere Medizin mit Schwerpunkt 
Rheumatologie vorbehalten ist. Der G-BA hat diese Regelung mit einem Prüfauftrag versehen. 
Demnach ist eine Anhebung der Mindestquote auf 10 Prozent der regionalen Verhältniszahl 
bis zum 31.12.2024 anzustreben, soweit die Überprüfung einen entsprechenden 
Versorgungsbedarf ergibt. 

Der G-BA hält an der Quote in Höhe von 8 Prozent fest. Denn die 2019 getroffene Wahl dieses 
Quotenmaßes hat sich mit Blick auf die Verteilungsgerechtigkeit als richtige Entscheidung 
erwiesen. Aufgrund der Mindestquote bestehen für Rheumatologen weiterhin zahlreiche 
Niederlassungsmöglichkeiten. Seit Einführung der Mindestquote ist die Zahl der 
Rheumatologen in ganz Deutschland lediglich um 3% angestiegen. Mit Anhebung der 
Mindestquote auf 10 Prozent würden sich die Niederlassungsmöglichkeiten mit etwa 70 bis 
80 neuen offenen Sitzen mehr als verdoppeln und auch attraktive Regionen geöffnet 
(Großstädte). Eine entsprechende Sogwirkung könnte dazu führen, dass sich die 
Versorgungssituation im Zuge einer Anhebung der Quote in strukturschwächeren Räumen 
sogar verschlechtert. Da der G-BA gleichzeitig den nach wie vor hohen Bedarf an 
rheumatologischer Versorgung sieht, wird eine erneute Überprüfung der Mindestquote 2026 
erfolgen. In den kommenden zwei Jahren soll auch beobachtet werden, ob 
Weiterbildungsoffensiven im Bereich der Rheumatologie bereits greifen. 

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten.  
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4. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

23.10.2024 UA BPL Beauftragung der AG BPL-RL Neuregelungen  

23.10.2024 UA BPL  Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Absatz 5 und § 91 Absatz 5a SGB V 

11.12.2024 UA BPL Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen  

19.12.2024 Plenum Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Änderung 
der Bedarfsplanungs-Richtlinie 

Anpassung § 13 Absatz 6 Nummer 1 

 

Berlin, den 19. Dezember 2024 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

5.1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen  

Der UA BPL hat in seiner Sitzung am 23. Oktober 2024 den in Kapitel 5.4 aufgeführten 
Organisationen gemäß 1. Kapitel 3. Abschnitt VerfO Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme für dieses Beschlussvorhaben erteilt. 

Folgenden Institutionen ist Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu geben: 

- Bundesärztekammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 
- Bundespsychotherapeutenkammer (gemäß § 91 Absatz 5 SGB V), 
- der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (gemäß 

§ 91 Absatz 5a SGB V). 

5.2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens 

Der UA BPL beschloss in seiner Sitzung am 23. Oktober 2024 die Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 23. 
Oktober 2024 übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen 
innerhalb von vier Wochen nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 

5.3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer 

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen, 

- dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre 
Stellungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden 
können,  

- dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen 
Bundesausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme 
abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu 
geben ist. 

5.4 Eingegangene Stellungnahmen 

In der nachfolgenden Tabelle sind die Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit zur 
Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme gegeben wurde, aufgelistet und sofern eine solche 
abgegeben wurde, wurde dies unter Angabe des Eingangsdatums vermerkt. 

Stellungnahmeberechtigte Eingang SN Bemerkungen 

Bundesärztekammer 20.11.2024 Verzicht 

Bundespsychotherapeutenkammer 20.11.2024 Verzicht 

Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit 

06.11.2024 Verzicht 
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5.5 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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5.6 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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5.7 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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5.8 Mündliche Stellungnahmen 

Da alle zur Anhörung berechtigten Organisationen auf die Teilnahme an einer Anhörung 
verzichtet haben, wurde zu diesem Verfahren keine Anhörung durchgeführt. 
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